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ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

GRUNDLAGEN UND MITTEL

1.2

1.3

1.4

Der Stiftungsrat der Personalvorsorgestiftung der Arzte und Tierérzte PAT-BVG (nachfolgend
PAT-BVG) erlasst gestitzt auf Ziff. 2.3 der Stiftungsurkunde sowie Ziff. 2.2 lit. ¢ des Organisati-
onsreglements das nachfolgende Anlagereglement. Dieses Anlagereglement ordnet im Rahmen
der Bestimmungen des Bundesgesetzes Uber die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invali-
denvorsorge (nachfolgend BVG) und der Verordnung (iber die berufliche Alters-, Hinterlassenen-
und Invalidenvorsorge (nachfolgend BVV 2) im Sinne von verbindlichen Richtlinien gemass Art.
49a BVV 2 die Ziele, Mittel und Verfahren der Vermdgensbewirtschaftung der PAT-BVG. Damit
wird gewahrleistet, dass der Stiftungsrat seine Aufgabe der finanziellen Fliihrung vollumfanglich
und transparent wahrnehmen kann. Dieses Anlagereglement und seine Anhange sind verpflich-
tend fiir alle Organe und Funktionstrager.

Die Gewahrleistung der Erfiillung der Leistungsziele der PAT-BVG hat im Rahmen der Anlage-
politik absolute Prioritat. Die langfristigen anlagepolitischen Ziele Liquiditat, Sicherheit und Ertrag
sind inhaltlich konsequent aus den versicherungstechnischen Gegebenheiten und Anforderun-
gen der PAT-BVG abzuleiten. Der Risikofahigkeit der PAT-BVG ist sorgfaltig Rechnung zu tra-
gen. Der Stiftungsrat Uberprift (unter Berlicksichtigung von Art. 50 BVV2) periodisch die lang-
fristige Strategie und die anzustrebende Zielrendite unter Berlicksichtigung der Sollrendite, wel-
che mit Einbezug der vom Experten fir berufliche Vorsorge gemass Art. 52a BVG definierten
Anforderungen berechnet wird, sowie der Kapitalfliisse an die PAT-BVG.

Die Anlagepolitik ist unter Beriicksichtigung der tatsachlichen finanziellen Lage und erkennbarer
Entwicklungsperspektiven so zu gestalten, dass sie den Anforderungen einer effizienten finanzi-
ellen Fihrung entspricht. Die Ertragsmaoglichkeiten auf den Finanzmarkten sollen ausgeschopft,
die Auswirkungen unvorhersehbarer Ertragseinbriichen mdglichst begrenzt und kritische Ent-
wicklungen in der Vermogensbewirtschaftung friihzeitig erkannt werden.

Fir den Inhalt des Anlagereglements und der Anhange ist der Stiftungsrat verantwortlich. Bei
Bedarf Uberarbeitet die Anlagekommission das Anlagereglement und unterbreitet es dem Stif-
tungsrat zur Genehmigung.

Die Aufgaben und Kompetenzen der einzelnen Organe im Zusammenhang mit der Vermégens-
verwaltung sind in den Anhangen Il und V so geregelt, dass der Stiftungsrat seine Entschei-
dungsbefugnisse und Verantwortlichkeiten gemass BVV 2 wahrnehmen kann.

Folgende Anhange sind integrierender Bestandteil dieses Anlagereglements:

| Anlagestrategie

] Funktionendiagramm

] Informationskonzept

\Y Vermdgensvorteile

Vv Kompetenzregelung Vermodgensanlagen (ohne Immobilien Schweiz und deutsch
sprachiges Ausland gemass Anhang VI)

Vi Kompetenzregelung Immobilien Schweiz und deutschsprachiges Ausland

GRUNDSATZE DER VERMOGENSANLAGE

RAHMENBEDINGUNGEN

Grundlagen
und Zweck

Ziele und Mittel

Aufgaben und
Kompetenzen

Anhange

2.2

Die gesetzlichen Anlagevorschriften und Bestimmungen, insbesondere diejenigen des BVG und
der BVV 2 sind jederzeit einzuhalten sowie die Weisungen und Empfehlungen des BSV zu
befolgen. Allfallige Abweichungen, die gesetzlich zuldssig sind, werden in diesem
Anlagereglement definiert.

In einer periodisch durchzuflihrenden Asset- und Liability-Analyse wird eine rendite-optimierte
Vermodgensverteilung gesucht, die der Risikofahigkeit und den Zielsetzungen der PAT-BVG
entspricht.

Gesetzliche
Vorschriften

Risikoféhigkeit



ANLAGESTRATEGIE

3.1 Der Stiftungsrat bestimmt auf Basis der Erkenntnisse aus der Asset- und Liability-Analyse die 2}{5;2%?”'“5;?
langfristige Anlagestrategie (Strategic Asset Allocation SAA). Diese wird periodisch tberprft. Uberpriifung

3.2 Die Anlagestrategie mit den dazugehoérigen Bandbreiten istim Anhang | festgelegt und wird unter Anlagestrategie
Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen und der Richtlinien dieses Anlagereglements umge-
setzt.

3.3 Die Bandbreiten sind grundsétzlich einzuhalten. Bandbreitenverletzungen sind in der Regel in- Bandbreiten
nerhalb von drei Monaten zu beseitigen. Ist dies nicht zweckmassig, ist der Beschluss mit den
entsprechenden Erwagungen zu protokollieren.

3.4 Erweiterungen der Anlagemdglichkeiten gemass den BVV 2-Limiten im Anhang | sind gestiitzt A:lﬁg:!rgi\t/‘e\/r‘z
auf Art. 50 Absatz 4 BVV2 zulassig, sofern die Abweichungen geméss den Bestimmungen von g
Art. 50 Absatze 1 — 3 BVV2 eingehalten sind und im Anhang der Jahresrechnung schliissig dar-
gelegt werden konnen.

Wahrend der Aufbauphase der Anlageklasse Immobilien Ausland in der Periode 2022 bis 2026
ist die Uberschreitung der geltenden Bandbreite gemass Anhang | dieses Reglements zuléssig.

4 AUSWAHL UND UBERWACHUNG DER VERMOGENSVERWALTER

4.1 Die Vermodgensverwalter miissen die Artikel 10.1 bis 10.6 dieses Reglements nachweislich er- Arnoff"”rdemngs'
fullen. Sie befolgen einen klar strukturierten und nachvollziehbaren Anlageprozess. Ihre Entscha- P
digung ist markttblich.

4.2 In der Beurteilung der ausgewahlten Investitionen/Umsetzungen kénnen zusatzlich von der PAT- é:iit”ﬁ:es
BVG bereits gemachte Erfahrungen, Referenzen oder persénliche Prasentationen der Vermo- kriterien 9
gensverwalter berticksichtigt werden.

4.3 Die bei der Auswahl der Investitionen/Umsetzungen angewendeten entscheidenden Kriterien Auswahl-
werden nachvollziehbar dokumentiert. kriterien

4.4 Die Leistung der Vermdgensverwalter wird regelmassig durch den Investment-Controller tber- Controlling
wacht. Werden die vorgegebenen Ziele nicht erreicht oder wird festgestellt, dass der Vermégens-
verwalter eine andere als die vorgangig definierte Methodik in der Verwaltung des Vermdgens
anwendet, so kommt er auf die ,Watchlist“. Die Performance wird in kiirzeren Abstanden mit der
Anlagekommission besprochen. Diese entscheidet, ob und wann dem Vermdgensverwalter in
einem solchen Fall das Mandat entzogen wird.

Bei schwerwiegenden Verletzungen der im Mandatsvertrag festgehaltenen Anlagerichtlinien er-
folgt die Kiindigung des Mandates wann immer moglich unmittelbar nach deren Feststellung.

5 BEWERTUNGSGRUNDSATZE

5.1 Die Bewertungsgrundsatze gemass den Fachempfehlungen zur Rechnungslegung Swiss GAAP Swiss GAAP
FER 26 (Art. 48 BVV2) sind einzuhalten. FER 26

5.2 Fremdwé&hrungen werden zu Kurswerten per Stichtag umgerechnet. Fremd-

wahrungen

5.3 Wertschriftenanlagen, die (iber einen offiziellen Marktwert verfiigen, werden zum Kurswert per g?:se?:”ﬁe”‘
Stichtag bewertet. Fehlt ein offizieller Marktwert, gelten die errechneten bzw. inneren Werte (NAV 9
Net Asset Value) oder die Riicknahmepreise von Anteilsrechten. Festverzinsliche Anlagen wer-
den zuziglich Marchzinsen bewertet.

5.4 Direkte Immobilienanlagen werden in der Regel nach der Discounted Cash Flow-Methode (nach- Immobilien
folgend DCF-Methode) bewertet.

5.5 Flissige Mittel, Forderungen, Verbindlichkeiten und Hypotheken werden in der Regel zum No- ’;‘ﬁ’;‘égi‘we”‘

minalwert bewertet.



WERTSCHWANKUNGSRESERVE

6.2

6.3

Die Wertschwankungsreserve wird jahrlich gemass einem statistischen Modell berechnet, wel-
ches auf einer Value-at-Risk-Methode beruht und folgende Parameter miteinbezieht:

- die Anlagestrategie (SAA) per Stichdatum (insbesondere deren Risikoprofil);

- die Diversifikation zwischen den verschiedenen Anlagekategorien (Korrelationsmatrix);
- die Kosten der Passiven der PAT-BVG;

- eventuelle andere Kosten (Vermdgensverwaltung, usw.);

Das statistische Modell kann ausserordentliche Ereignisse nur bedingt abbilden, weshalb ein
absoluter Schutz vor einer temporaren Unterdeckung nicht garantiert werden kann.

Sind die Wertschwankungsreserven nicht vollstandig geaufnet, so sind Leistungsverbesserun-
gen nach Art. 46 BVV2 zulassig, wenn mindestens 50 Prozent des Ertragsiiberschusses fiir die
Aufnung der Wertschwankungsreserve bis zum Erreichen der Zielgrésse verwendet werden.

Tragt die PAT-BVG versicherungstechnische Risiken, flihrt sie entsprechende Riickstellungen.
Die Art und Hohe dieser Rickstellungen werden jahrlich vom anerkannten Experten fiir berufli-

che Vorsorge ermittelt und sind in einem separaten Riickstellungsreglement im Detail beschrie-
ben. Dem Grundsatz der Stetigkeit ist Rechnung zu tragen.

ANLAGERICHTLINIEN

GRUNDSATZE

Value-at-Risk-
Methode

Zielgrosse

Rickstellungen

7.2

7.3

7.4

7.5

7.6

Es ist allgemein darauf zu achten, dass in gut handelbare und bonitatsmassig einwandfreie Titel
investiert wird.

Die erzielten Resultate jeder Anlagekategorie werden, soweit vorhanden, mit einem Marktindex
als Benchmark verglichen. Die verwendeten Marktindizes, gewichtet anhand der SAA, ergeben
die theoretische Rendite des Strategieportfolios. Anhand der erzielten Rendite auf dem
verwalteten Vermogen kann beurteilt werden, ob durch aktives Management ein Renditevorteil
erzielt wurde.

Vermdgensverwaltungsmandate koénnen eine aktive oder eine passive Anlagestrategie
verfolgen. Es kdnnen gemischte Mandate (verschiedene Anlagekategorien in einem Mandat)
oder spezifische Vermdgensverwaltungsmandate (nur eine Anlagekategorie pro Portfolio)
vergeben werden. In allen Anlagekategorien sind Direktanlagen (Engagements in einzelne Titel)
oder Kollektivanlagen (Anlagefonds, Anlagestiftungen oder Beteiligungsgesellschaften) gemass
Art. 56 BVV2 zulassig. Samtliche Anlagekategorien konnen aktiv oder passiv bewirtschaftet
werden.

Wertschriften-Leihe (Securities Lending) ist nicht zulassig.

Fir die Prifung der Einhaltung der BVV2 Anlagevorschriften (Anlagerestriktionen) sind bei
kombinierten Anlageinstrumenten grundsatzlich die zugrundeliegenden Anlagen fir die
Zuordnung entscheidend. Fir die einzelnen Anlagekategorien gelten die Richtlinien gemass Ziff.
8 nachfolgend.

Die Absicherung von Fremdwahrungspositionen ist in allen entsprechenden Anlagekategorien
zulassig.

RICHTLINIEN ZU DEN ANLAGEKATEGORIEN

Handelbarkeit
und Bonitat

Benchmarks

Anlagestile

Securities
Lendings

Anlage-
restriktionen
gemass BVV 2

Absicherung von-
Fremdwahrungen

Liquide Mittel (z.B. Kontokorrent- bzw. Sparguthaben, Festgeld- und Geldmarktanlagen, Geld-
marktfonds, kurzfristige Obligationen etc.) kbnnen mit einer Laufzeit von maximal 12 Monaten
gehalten werden. Die laufenden Verpflichtungen sind durch Liquiditat in Schweizer Franken
sichergestellt. Nach einem Wertschriftenverkauf fallige Fremdwahrungen kénnen gehalten
werden, sofern eine Reinvestition in dieselbe Wahrung vorgesehen ist.

Liquiditat



8.2

8.3

8.4

8.5

8.6

8.7

8.8

8.9

Investitionen in Schweizer Franken Obligationen erfolgen nur in gut handelbare Anleihen von
Schuldnern mit ,Investment Grade®, der einem Mindestrating von ,BBB-“ (Moody’s Baa3,
Standard & Poor's BBB- oder vergleichbar) entspricht. Liegen von verschiedenen
Ratingagenturen unterschiedliche Ratings vor, gilt das jeweils tiefste Rating. Fallt das Rating
einer Anleihe unter ,BBB-‘, so ist diese innert 90 Tagen zu verkaufen, falls die
Anlagekommission nicht explizit eine Ausnahmegenehmigung erteilt. Fiir Kollektivanlagen gilt
ein Durchschnittsrating von mindestens A- (Standard & Poor’'s, nachfolgende S&P) oder A3
(Moody’s).

Fehlt ein offizielles Rating S&P oder Moody‘s, wird die Anleihe mit einem Bankenrating
bewertet.

Investitionen in Fremdwahrungs-Obligationen erfolgen nur in gut handelbare Anleihen von
Schuldner mit ,Investment Grade®, der einem Mindestrating von ,BBB-*“ (Moody’s Baa3, S&P
BBB- oder vergleichbar) entspricht Liegen von verschiedenen Ratingagenturen unterschiedliche
Ratings vor, gilt das jeweils tiefste Rating. Fallt das Rating unter ,BBB-*, so ist diese
Fremdwahrungs-Obligation innert 90 Tagen zu verkaufen, falls die Anlagekommission nicht
explizit eine Ausnahmegenehmigung erteilt. Fiir Kollektivanlagen gilt ein Durchschnittsrating von
mindestens A- (S&P) oder A3 (Moody’s).

Opportunistisch diirfen bis maximal 40% der strategischen Quote Obligationen Welt in Anleihen
von Schwellenléndern (Emerging Markets), hochverzinsliche Anleihen (High Yield) und
nachrangige Anleihen investiert werden.

Anlagen in Wandelanleihen ohne Investmentgrade sind zulassig. Die Zuordnung innerhalb der
BVV2-Limiten erfolgt geméss deren Charaktereigenschaften.

Die Anlagekategorie Aktien enthalt Beteiligungen an in- und auslandischen Gesellschaften, die
im In- oder Ausland bérsenkotiert sind. Nebenwerte (kleinere und mittlere Gesellschaften) sind
zulassig. Branchen- bzw. themenorientierte Anlagen sind unter Beachtung einer ausgewogenen
Diversifikation zugelassen.

Anlagen in Immobilien kénnen mittels Direktinvestitionen in der Schweiz und im Ausland sowie
durch Kollektivanlagen (Fondsanteile, Anteile an Anlagestiftungen oder Immobilienaktien auf in-
und auslandischen Immobilien) erfolgen.

Direktanlagen in der Schweiz sind angemessen nach geografischer Lage, Nutzungsart und
Grésse zu diversifizieren. Der Anteil der PAT-BVG an einer einzelnen Liegenschaft / Uberbau-
ung soll 15% (Richtwert) des direkten Immobilienvermégens in der Schweiz nicht Gbersteigen.

Direkte Investitionen in Gesundheitsimmobilien und Infrastrukturbauten (wie z.B. Heime, Alters-
wohnungen, Kliniken, Hochschulen u.w.) sind neben der Schweiz auch im deutschsprachigen
Ausland zulassig. Es wird dabei eine Generalmietersituation mit langfristigen Mietvertragen ver-
folgt.

Die zulassigen Investitionen, Diversifikationsmerkmale sowie die Kompetenzen sind in der se-
paraten Immobilienstrategie geregelt. Die Kompetenzregelung Immobilien Schweiz und
deutschsprachiges Ausland (Anhang A der Immobilienstrategie) ist zwingender Bestandteil die-
ses Anlagereglements und wird als Anhang VI zu diesem Reglement gefihrt.

Der Verkehrswert aller Direktanlagen ist jahrlich durch eine unabhangige Schatzungsexpertise
nach einer marktiblichen, transparenten Methode (in der Regel DCF-Methode) festzulegen.

Hypotheken kénnen in Glaubigergemeinschaft oder als indirekte Anlagen in der Schweiz getatigt
werden. Die PAT-BVG vergibt selbst keine Hypotheken an ihre Versicherten oder an Dritte.

Derivate kénnen im Rahmen von Art. 56a BVV 2 eingesetzt werden. Eingesetzte Derivate
missen taglich liquidierbar sein und werden nur erganzend eingesetzt. Als Instrumente kommen
z.B. Futures, Forwards, Swaps, Optionen, usw. in Frage.

Obligationen in
Schweizer
Franken

Obligationen Welt

Emerging Markets,
High Yield, nach-
rangige

Anleihen

Wandelanleihen

Aktien

Immobilien

Hypotheken

Derivate



8.10

Die resultierenden Verpflichtungen aus den Derivaten miissen jederzeit vollumfanglich gedeckt
sein. Dies erfolgt bei engagementerhéhenden Geschaften durch Liquiditat und bei
engagementreduzierenden Geschaften durch Basisanlagen. Der Aufbau einer Hebelwirkung (=
versteckte Kreditaufnahme) und der Leerverkauf von Basisanlagen sind strikte verboten.

Die Gegenpartei bei nicht standardisierten Geschéaften (OTC, Stillhalter-Optionen, etc.) muss
mindestens ein AA (S&P’s) resp. Aa2 (Moody’s) Rating aufweisen.

Alternative Anlagen sind im Rahmen der SAA geméss Anhang | zulassig.

Alternative Anlagen werden grundsatzlich mittels diversifizierter kollektiver Anlagen, diversifi-
zierter Zertifikate oder diversifizierter Mandate vorgenommen. Erweiterte Investitionen gemass
Ziff. 3.5 sind zu begriinden und in der Jahresrechnung offen zu legen. Strukturierte Produkte
missen Uber einen Kapitalschutz verfligen. Es kdnnen Investitionen in Infrastrukturanlagen die
den in Art. 8.11 definierten Kriterien nicht vollumfanglich entsprechen, getatigt werden.

Rohstoffanlagen sind ausser Anlagen in Gold nicht vorgesehen.

Infrastrukturanlagen (Schweiz und Ausland) kénnen Uber kotierte oder nichtkotierte Anlagein-
strumente, Uber kollektive Anlageinstrumente, Anlagestiftungen und vergleichbare Strukturen
sowie Fund of Funds, Beteiligungsgesellschaften oder nichtkotierte Direktanlagen erfolgen. An-
lagen in Infrastrukturanlagen dirfen auf Stufe der Anlageklasse nicht zu einer Hebelwirkung
fuhren.

RECHTE UND PFLICHTEN

WAHRNEHMUNG DER AKTIONARSSTIMMRECHTE

Alternative
Anlagen

Infrastruktur

9.2

9.3

9.4

9.5

Die Wahrnehmung der Aktionarsstimmrechte richtet sich nach den Bestimmungen der Verord-
nung gegen Ubermassige Vergltungen bei bérsenkotierten Aktiengesellschaften (VeguV).

Die Stimmrechte werden bei Schweizer Aktiengesellschaften wahrgenommen, deren Aktien an
einer Borse im In- oder Ausland kotiert sind und von welchen PAT-BVG direkt Aktien halt. Bei
Anteilen in Aktien-Kollektivgefassen gibt die PAT-BVG keine Empfehlung ab. Die Stimmabgabe
erfolgt im Interesse der Versicherten der PAT-BVG gemass Ziffer 9.4.

Die Stimmrechte werden grundsatzlich bei folgenden Traktanden wahrgenommen:
1. Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrats, des Prasidenten des Verwaltungsrats, der
Mitglieder des Verglitungsausschusses und des unabhangigen Stimmrechtsvertreters;

2. Anderungen der Statutenbestimmungen zum Thema Vergiitungen;

3. Vergitungen des Verwaltungsrats, der Geschaftsleitung und des Beirats.

Die Interessen der Versicherten gelten als gewahrt, wenn folgende Bedingungen zutreffen:
1. Zur Vermeidung von Willkir betragen die direkt gehaltenen, bérsenkotierten Schweizer Ak-
tien gesamthaft mindestens 20% aller Schweizer Aktienanlagen gemass SAA, und

2. gemessen an der Borsenkapitalisierung der betroffenen Aktiengesellschaft betragt der Ak-
tienanteil der PAT-BVG 0.25% oder mehr, mindestens CHF 1 Mio., und

3. der maximal mdgliche Nutzen fiir die PAT-BVG, der aufgrund einer aktiven Stimmabgabe
resultieren konnte, betragt mindestens CHF 5000.--. Der maximal mdgliche Nutzen wird
ermittelt, indem die Anderungsantridge gemass Punkt 2 und 3 von Ziff.. 9.3 den fiir die
Stimmabgabe anfallenden Kosten gegeniibergestellt werden.

Sind die Bedingungen gemass Ziff. 9.4 erfillt, entscheidet die Anlagekommission, ob im Inte-
resse der Versicherten vom Verwaltungsrat abweichende Antrége unterstiitzt werden.

Wahrnehmung
Aktionarsstimm-
rechte

Stimmpflicht

Traktanden

Interesse der
Versicherten

Entscheid-
kompetenz



9.6

10

Uber die Stimmabgaben, welche zur Wahrung der Interessen der Versicherten gemass Ziff. 9.4
zwingend erforderlich sind, wird jahrlich auf der Website der PAT-BVG ein zusammenfassender
Bericht Giber das Abstimmungsverhalten verdéffentlicht. Folgt die PAT-BVG nicht den Antragen
des Verwaltungsrats oder enthalt sie sich der Stimme, begriindet sie ihren Entscheid detailliert.
Der Bericht wird nach Beendigung der Generalversammlungssaison (i.d.R. Herbst) publiziert.

Bericht Abstim-
mungsverhalten

INTERESSENWAHRUNG, INTEGRITAT UND LOYALITAT IN DER VERMOGENSVERWALTUNG

10.1

10.2

10.3

10.4

10.5

10.6

Die PAT-BVG ist der ASIP-Charta verpflichtet. Samtliche an der Vermdgensverwaltung betei-
ligte Personen verpflichten sich zu deren Einhaltung.
Personen und Institutionen, die mit der Vermdgensverwaltung betraut werden, miissen dazu
befahigt sein und Gewahr bieten, dass sie insbesondere die Anforderungen nach Art. 51b Abs.
1 BVG erfiillen und die Art. 48g—48I BVV2 einhalten.

Versicherungs- und Verwaltungsvertrage, welche die PAT-BVG zur Durchfiihrung der berufli-
chen Vorsorge abschliesst, mussen spatestens finf Jahre nach Abschluss ohne Nachteile fir
die PAT-BVG aufgeldst werden kénnen.

Bei bedeutenden Rechtsgeschaften mit Nahestehenden miissen Konkurrenzofferten eingefor-
dert werden. Dabei muss Uber die Vergabe vollstandige Transparenz herrschen.

Als nahestehende Personen gelten insbesondere der Ehegatte oder die Ehegattin, der einge-
tragene Partner oder die eingetragene Partnerin, der Lebenspartner oder die Lebenspartnerin
und Verwandte bis zum zweiten Grad sowie juristische Personen, an denen eine wirtschaftliche
Berechtigung besteht.

Die Revisionsstelle prift, ob in den offen gelegten Rechtsgeschaften die Interessen der PAT-
BVG gewahrt sind.

Personen und Institutionen, die mit der Vermdgensverwaltung betraut sind, miissen im Interesse
der PAT-BVG handeln. Sie dirfen ihre Stellung nicht zur Erlangung von personlichen Vermo-
gensvorteilen verwenden. Verboten ist:

Front running (Geschaft in Kenntnis kinftiger Transaktionen).

Parallel running (gleichzeitiges Handeln).

After running (Anhangen eines Eigengeschéftes).

In einem Titel oder in einer Anlage handeln, solange die PAT-BVG mit diesem Titel
oder dieser Anlage handelt und sofern der PAT-BVG daraus ein Nachteil entstehen
kann.

e Depots der PAT-BVG ohne einen in deren Interesse liegenden wirtschaftlichen
Grund umschichten.

o 0 T O

Alle mit der Anlage und Verwaltung des Vorsorgevermogens betrauten Personen haben der
PAT-BVG per Ende jedes Geschéaftsjahres eine schriftliche Erklarung Gber allfallige personliche
Vermogensvorteile im Zusammenhang mit der Austibung ihrer Tatigkeit fur die PAT-BVG abzu-
geben. Nicht offenlegungspflichtig sind Bagatell- und tbliche Gelegenheitsgeschenke. Die Min-
destanforderungen der Offenlegungspflicht sind in Anhang IV geregelt.

Vermdgensvorteile in Form von Retrozessionen sind der PAT-BVG abzuliefern. Unter Retrozes-
sionen versteht man Leistungen Dritter (Rickerstattungen im Sinne von Provisionen, Vertriebs-
und Bestandesentschadigungen, Zahlungen, Rabatten von Geschéftspartnern) an einen Ver-
mogensverwalter im Zusammenhang mit dessen Vermdgensbewirtschaftung fir Kunden. Zu
diesen Vorteilen zéhlen auch Abgeltungen fiur die Zufiihrung von Neukunden und Neugeldern.

Fir Personen und Institutionen, die mit der Geschéaftsfliihrung, Verwaltung oder Vermdgensver-
waltung der PAT-BVG betraut sind, muss die Art und Weise der Entschadigung und deren Héhe
eindeutig bestimmbar in einer schriftlichen Vereinbarung festgehalten werden. Sie missen der
PAT-BVG zwingend s&mtliche Vermdgensvorteile abliefern, die sie darliber hinaus im Zusam-
menhang mit der Austibung ihrer Tatigkeit fur die Einrichtung erhalten.

Anforderungen
an die Vermo-
gensverwaltung

Vermeidung von
Interessen-
konflikten

Rechtsgeschéfte
mit Nahe-
stehenden

Eigengeschafte

Offenlegung

Abgabe von Ver-
mogensvorteilen
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NACHHALTIGKEIT, ETHIK UND KLIMASTRATEGIE

Bei den Anlagen sind auch Gesichtspunkte der Nachhaltigkeit und der Ethik zu beriicksichtigen.
Nachhaltige Anlagen (Socially Responsible Investments SRI) berlicksichtigen im Grundsatz ne-
ben langfristig orientierten finanzwirtschaftlichen Aspekten auch Umwelt-, Sozial- und Gover-
nance-Anliegen. Namentlich gehdéren dazu die Erhaltung der physischen Grundlagen des Le-
bens, die Erhaltung der natlrlichen Ressourcen, die Integration aller in die Gesellschaft und die
Wahrung der Interessen von kiinftigen Generationen.

Als Grundlage fiir die Nachhaltigkeitspolitik der PAT-BVG dienen neben der Bundesverfassung
die von der Schweiz unterschriebenen Konventionen, welche sich grésstenteils in den 10 Prin-
zipien des UN Global Compact wiederfinden:

Menschenrechte
1. Unternehmen sollen den Schutz der internationalen Menschrechte unterstiitzen und ach-
ten und

2. sicherstellen, dass sie sich nicht an Menschenrechtsverletzungen mitschuldig machen.

Arbeitsnormen

3. Unternehmen sollen die Vereinigungsfreiheit und die wirksame Anerkennung des Rechts
auf Kollektivverhandlungen wahren, sowie ferner fiir

4. die Beseitigung aller Formen der Zwangs- und Pflichtarbeit;

5. die Abschaffung der Kinderarbeit; und

6. die Beseitigung von Diskriminierung bei Anstellung und Beschaftigung eintreten.

Umweltschutz

7. Unternehmen sollen im Umgang mit Umweltproblemen einen vorsorgenden Ansatz unter-
stltzen,

8. Initiativen ergreifen, um ein grosseres Verantwortungsbewusstsein fiir die Umwelt zu er-
zeugen und

9. die Entwicklung und Verbreitung umweltfreundlicher Technologien férdern.

Korruptionsbekampfung
10. Unternehmen sollen gegen alle Arten der Korruption eintreten, einschliesslich Erpressung
und Bestechung.

Quelle: United Nations Global Compact

Die Einhaltung dieser Normen bekraftigt die PAT-BVG einerseits mit ihrem Engagement bei der
Stiftung ethos und anderseits dadurch, dass sie bei den Wertschriftenanlagen insbesondere mit
externen Vermodgensverwaltern zusammenarbeitet, welche die ,UN Principles for Responsible
Investment® (Prinzipien fir Verantwortliches Investieren der Vereinten Nationen, UN PRI) unter-
zeichnet und sich mit ihrer Unterschrift verpflichtet haben, als Kapitaleigner, Vermdgensverwal-
ter und Finanzdienstleister kiinftige Umwelt-, Sozial- und Unternehmensfiihrungsaspekte (=
ESG-Kriterien) bei allen Aktivitaten zu beachten. Partner der PAT-BVG missen ESG-Aspekte
in ihre Analysen und im Portfoliomanagement integrieren und von Unternehmen in direktem
Dialog (Engagement) den Schutz der Umwelt, die Einhaltung sozialer Standards und gute Un-
ternehmensfihrung verlangen.

Nicht gestattet sind jegliche Art von Direktinvestitionen, deren Hauptzweck oder Anlage-Fokus
in den Bereichen Ristung, Nuklearenergie, Gentechnologie, Pornographie, Gliicksspiele oder
Tabakherstellung liegt.

Klimastrategie

Der Klimawandel ist ein ESG-Bestandteil und birgt Chancen und Risiken flr die Anlagen der
PAT-BVG. Deshalb nimmt die PAT-BVG ihre treuhanderische Sorgfaltspflicht wahr und bertick-
sichtigt in ihrer Anlagetatigkeit samtliche Portfoliorisiken, darunter auch die Klimarisiken. Darum
hat die PAT-BVG beschlossen, unter Berlicksichtigung der finanziellen Interessen der Versi-
cherten, folgende Massnahmen umzusetzen, um der Bedeutung des CO2-Fussabdrucks im
Portfolio Beachtung zu schenken und die COz-Intensitat der PAT-BVG-Anlagen zu reduzieren:

Nachhaltigkeit,
Ethik und Kili-
mastrategie

Nachhaltigkeit

Klimastrategie
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. Investitionen:
= Bei neuen Investitionen bevorzugt die PAT-BVG Anlagen mit einer im Vergleich zur
jeweiligen Benchmark/Peergroup tieferen CO2-Intensitat.
= Direkte Anlagen in Kohleproduzenten sind ausgeschlossen.
= Kiritische Priifung der Teilnahme an Kapitalerhéhungen von Unternehmen bestehender
Obligationen- und Aktienanlagen

. Die PAT-BVG hat bereits 2017 und 2020 am Klimavertraglichkeits-Pilottest (Zusammen-
arbeit Bundesamt fur Umwelt BAFU) teilgenommen und wird auch kiinftig das Portfolio
auf die Klimavertraglichkeit Gberpriifen und wo moglich Verbesserungen herbeifiihren.

. Direkte Immobilienanlagen:

= Bei der Sanierung und im Unterhalt von Bestandesliegenschaften beriicksichtigt die
PAT-BVG Moglichkeiten zur Senkung des Energieverbrauchs — einerseits durch bauli-
che Massnahmen, andererseits durch die Reduktion des Anteils nicht erneuerbarer
Ressourcen am Gesamtenergieverbrauch, sodass ein geringerer CO2-Ausstoss resul-
tiert.

= Bei Neubauten strebt die PAT-BVG eine mdglichst nachhaltige Bauweise an, und in-
vestiert auch in zukunftsweisende, klimaneutrale Projekte.

. Klimarisiken:
= Die PAT-BVG verfolgt die Entwicklungen, leitet Handlungsbedarf ab und implementiert
die geeigneten Massnahmen.
e Periodische Kommunikation lber die umgesetzten ESG-Massnahmen (inkl. Klima-
Massnahmen).
e Periodische Messung des PAT-BVG-Portfolios hinsichtlich ESG-Kriterien und/oder
COq-Intensitat, soweit moglich.

12 CONTROLLING UND BERICHTERSTATTUNG
Die Anlagen und deren Bewirtschaftung sind laufend zu (iberwachen. Uber die verschiedenen gzz;ﬂc!?s?talitnudn
Uberwachungsinhalte ist periodisch und stufengerecht Bericht zu erstatten, sodass die verant- 9
wortlichen Organe Uber aussagekraftige Informationen verfiigen. Die Details hierzu sind im An-
hang Il geregelt.

E SCHLUSSBESTIMMUNGEN

13 ANDERUNGEN UND INKRAFTTRETEN

13.1 Fir die Auslegung allfalliger Ubersetzungen dieses Anlagereglements ist der deutsche Text als Originaltext
Originaltext massgebend.

13.2  Dieses Anlagereglement kann vom Stiftungsrat jederzeit nach Massgabe der Gesetze und der Anderungen
Stiftungsurkunde abgeéndert werden. Reglementsanderungen werden der Aufsichtsbehorde
zur Kenntnis gebracht.

13.3  Dieses Anlagereglement tritt durch Beschluss des Stiftungsrates vom 18.11.2021 per sofort in Inkrafttreten

Kraft und ersetzt das bisherige Anlagereglement vom 16.11.2017.
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I ANLAGESTRATEGIE
ANHANG zum ANLAGEREGLEMENT gultig ab 18.11.2021

1 GRUNDLAGEN

Gestlitzt auf die gesetzlichen Bestimmungen und das Anlagereglement erlasst der Stiftungsrat die nachfolgenden Richt-
linien zur Festsetzung der Strategic Asset Allocation (SAA).

2 PARAMETER, KENNZAHLEN

Folgende, fir die finanzielle Fiihrung wichtigen Parameter werden mindestens jahrlich ermittelt:
- Renditeerwartung der SAA

- Sollrendite (erforderliche Rendite, um Deckungsgrad konstant zu halten)

- Zielrendite (inkl. Reserveaufbau)

- Risikoerwartung der SAA (Standardabweichung)

- Zielgrésse Wertschwankungsreserve

3 STRATEGIC ASSET ALLOCATION UND BANDBREITEN

Anlageklasse Strategie | Bandbreiten | Limiten BVV2
LIQUIDITAT 2.0% 0-15% 100%
OBLIGATIONEN 20.0% 0-30%
Obligationen CHF 7.0% 0-10%
Firmenanleihen CHF 5.0% 0-10% 10% pro Schuldner mit Ausnahme von
Hypothekenanlagen 2.0% 0-5% Eidgenossen_schaft_, CH Pfandbrie_finsti- =
Obligationen Welt 13.0% 0 - 25% tuten, Kollektivversicherungsvertragen E
Firmenanleihen 8.0% 0-15% 2
Emerging Market Bonds Hard Q
Currency 5.0% 0-10% §>
AKTIEN 33.0% 5-50% 50% £
Aktien Schweiz 11.0% 5-20% =
Aktien Welt 22.0% 0-30% 5% pro Gesellschaft bei Direktanlagen £
s o
Entwickelte Lander 16.0% 0-30% S
Emerging Markets 6.0% 0-10% 2
30%, | , o . E
IMMOBILIEN 28.0% 10 - 30% | davon max. | 9% Pro Immobilie; tempordre Beleh- g
Immobilien Schweiz 20.0% 10 - 30% | 1/3im Aus- | TWnd Pro Immobilie bis max. 30% des | 5
Immobilien Ausland 8.0% 0-10% land | VerKenTsweres 2
INFRASTRUKTUR (Schweiz und °
Ausland) 6.0% 0-10% 10% S
%
ALTERNATIVE ANLAGEN 11.0% 5-20% 15% | Nur mittels diversifizierter kollektiver 2
Private Markets 9.0% 5-20% Anlagen, diversifizierter Zertifikate oder
Private Equity 4.0% 0-10% diversifizierter Mandate.
Private Debt 5.0% 0-15%
Ubrige alternative Anlagen 2.0% 0-10%

12



4 BENCHMARK

Die Ergebnisse aus Vermdgensanlagen werden laufend mit einem Benchmark gemass Ziffer 7.2 des Anlagereglements

verglichen. Der jeweils geeignete Benchmark pro Anlagekategorie wird durch die Anlagekommission bestimmt. Die verwen-
deten Benchmarks sind im Reporting an den Stiftungsrat ausgewiesen.

5 ANDERUNGEN UND INKRAFTTRETEN

Dieser Anhang gilt als integrierender Bestandteil des Anlagereglements und wurde vom Stiftungsrat am 18.11.2021 geneh-

migt. Er tritt per 18.11.2021 in Kraft und kann vom Stiftungsrat unter Beriicksichtigung der gesetzlichen Vorschriften jederzeit
geandert werden. Dieser Anhang ersetzt den Anhang vom 30.11.2017.
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I FUNKTIONENDIAGRAMM

ANHANG zum ANLAGEREGLEMENT gultig ab 18.11.2021

1 GRUNDLAGEN

Gestutzt auf die gesetzlichen Bestimmungen und das Anlagereglement erldsst der Stiftungsrat das nachfolgende Funktio-
nendiagramm.

2 LEGENDE ZUM FUNKTIONENDIAGRAMM

Funktionen: Funktionstrager:
A Antrag, Initialisierung, Planung etc. SR Stiftungsrat
E Entscheid AK Anlagekommission
D Durch- bzw. Ausfiihrung IK Immobilienkommission
K Kontrolle, Uberwachung GL Geschéftsleitung (hier jeweils Geschéaftsflihrer zusammen mit
dem zustandigen/den zustandigen Ressortleiter/-n)
1B Investment- bzw. Immobilienberater/-treuhdnder, Anlageexper-
ten
IC Investmentcontroller
GC Global Custodian
Partner Nach Bedarf (Experte fur berufliche Vorsorge, Vermdgensver-
walter, Bau- / Immobilienfachmann, Bank, Treuhander, Revisi-
onsstelle, Anlagestiftungsgruppen etc.

3 FUNKTIONENDIAGRAMM

Aufgabe SR | AK IK GL 1B IC GC |Partner
Anlageorganisation definieren und analysieren E A A AID A K D
Gruindung von Kommissionen, Wahl der Mitglieder A/E
Anderungen Anlagereglement und Anhénge E A A AlD A K
SAA und Bandbreiten festlegen E A A
Taktik im Rahmen der SAA und Bandbreiten umsetzen K E E E/A/D A K D
Bandbreitenverletzung bis 3 Monate E AlD A K D
Bandbreitenverletzung léanger als 3 (Monate E D D
Erwerb Immobilien Direkt Schweiz und Deutschland E/K |[A/ID/K
Erwerb Immobilien Indirekt Schweiz und Ausland E AIEID]/ E/A/

K K
Erwerb lbrige Liegenschaften, Landparzellen E/K| A/D
Koordination zwischen Funktionstragern D K
Wahl und Absetzung Investment-/Immobilienberater /-treu- A/E |[A/IE |[AID/K
hander
Wahl und Absetzung Investmentcontroller und GC AlE A/D/K

/K

Bestimmung der Depotbanken E AlD K
ALM-Auftrag zur Bestimmung der Soll- und Zielrendite K E AlID D K
Hdéhe der Wertschwankungsreserve bestimmen E A D K A/D
Benchmarks definieren E A/D A AIK D
Mittelinvestitionen und Reallokationen - Bewirtschaftung E E E A/EID A K D
Liquiditat planen und sicherstellen E/K E/D K
Aktionarsstimmrechte ausiiben A E AlD A K A
Bewertungen festlegen / Kontrollarbeiten durchfiihren E A D/K D/K D/K
Wertschriften- und Finanzbuchhaltung erstellen K K D
Monatlich Performance messen und analysieren K K D/K D
Einhaltung Anlagereglement Gberwachen K D/K |D/IK
Auswahl und Absetzung Vermogensverwalter E AlD K
Portfoliomanagerleistung beurteilen und Gberwachen K D/K D D/K
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Kosten der Vermdgensverwalter beurteilen und optimieren E/K AIEID/ D/K

Massnahmenplan definieren und Rebalancing auslésen E D A/D K D

4  ANDERUNGEN UND INKRAFTTRETEN

Dieser Anhang gilt als integrierender Bestandteil des Anlagereglements und wurde vom Stiftungsrat am 18.11.2021 geneh-
migt. Er tritt per 18.11.2021 in Kraft und kann vom Stiftungsrat unter Beriicksichtigung der gesetzlichen Vorschriften jederzeit
geandert werden. Dieser Anhang ersetzt den Anhang vom 30.11.2017.
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L INFORMATIONSKONZEPT

ANHANG zum ANLAGEREGLEMENT gultig ab 18.11.2021

1 GRUNDLAGEN

Gestutzt auf die gesetzlichen Bestimmungen und das Anlagereglement erlasst der Stiftungsrat das nachfolgende Informati-
onskonzept.

2 STUFENGERECHTER INFORMATIONSFLUSS

Mit dem Informationskonzept soll die laufende Uberwachung und Steuerung der Finanzierungssituation sichergestellt wer-
den. Die stufengerechte Versorgung mit fihrungsrelevanten Informationen stellt sicher, dass die Grundlagen zur Wahrneh-
mung der Sorgfaltspflicht geschaffen sind.

3 INFORMATIONSFLUSS

SR Stiftungsrat

AK Anlagekommission

IK Immobilienkommission

GL Geschéftsleitung

RVA Ressort Vermdgensanlagen

RI Ressort Immobilien

1B Investment- bzw. Immobilienberater, Anlageexperten

IC Investmentcontroller

GC Global Custodian

Partner Nach Bedarf (z.B. Aufsichtsbehoérde, Experte fir berufliche Vorsorge, Revisionsstelle, div. Mandanten

etc.)

Art des Reportings Infoempfinger | Infovermittler Periodizitat

Investment-Reporting AK, GL GC monatlich

Controllingbericht, Risikobericht AK, GL IC, IB vierteljahrlich

Immobilienreporting Direktanlagen SR, IK, GL, IC RI vierteljahrlich

PK-Cockpit SR GL, IB vierteljahrlich

Investment-Reporting SR GC halbjahrlich

Management-Letter Revisionsstelle, Jahresbericht SR GL, Revisionsstelle | jahrlich

Investment-Audit AK, GL IC jahrlich

Management Summary aus Investment-Audit GL, AK, SR IC jahrlich

Ad-hoc Risikobericht — Massnahmenplan AK, GL RVA, IB bei Bedarf

Bandbreitenverletzung langer als 3 Monate SR, AK RVA, AK, IC bei Bedarf, mit Pro-
tokoll

ALM-Studie SR, AK, GL RVA, Mandant, IB bei Bedarf, spatesteng
alle 5 Jahre

Entwicklung der Anlagemaérkte SR, AK, GL RVA, Mandant, IB, IC| bei Bedarf

Strategiesimulationen, Rendite-/Risikobeurteilung SAA AK, GL Mandant, IB bei Bedarf

Research, Auswertungen und Investitionsempfehlungen AK, GL Mandant, IB, IC bei Bedarf

Besondere Vorkommnisse Stufengerecht SR, AK, IK, GL, IC bei Bedarf

4  ANDERUNGEN UND INKRAFTTRETEN

Dieser Anhang gilt als integrierender Bestandteil des Anlagereglements und wurde vom Stiftungsrat am 18.11.2021 geneh-
migt. Er tritt per 18.11.2021 in Kraft und kann vom Stiftungsrat unter Berlicksichtigung der gesetzlichen Vorschriften jederzeit
geandert werden. Dieser Anhang ersetzt den Anhang vom 30.11.2017
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IV VERMOGENSVORTEILE

ANHANG zum ANLAGEREGLEMENT gultig ab 18.11.2021

1 GRUNDLAGEN

Gestitzt auf die gesetzlichen Bestimmungen und auf das Anlagereglement erlasst der Stiftungsrat nachfolgende Bestim-
mungen zur Deklaration von Vermdgensvorteilen.

2 OFFENLEGUNG DER VERMOGENSVORTEILE

Personen und Institutionen, die mit der Geschéaftsflihrung oder Vermdgensverwaltung betraut sind, miissen ihre Interessen-
verbindungen jahrlich gegenliber dem Stiftungsrat offenlegen. Dazu gehdren insbesondere auch wirtschaftliche Berechtigun-
gen an Unternehmen, die in einer Geschaftsbeziehung zur PAT-BVG stehen. Beim Stiftungsrat erfolgt diese Offenlegung
gegenuber der Revisionsstelle.

Personen und Institutionen, die mit der Geschaftsfihrung, Verwaltung oder Vermégensverwaltung der PAT-BVG betraut
sind, missen dem Stiftungsrat jahrlich eine schriftliche Erklarung dariiber abgeben, dass sie samtliche Vermodgensvorteile
nach Art. 48k BVV 2 und gemass ASIP-Charta abgeliefert haben.

3 BAGATELL- UND GELEGENHEITSGESCHENKE (NICHT DEKLARATIONSPFLICHTIG)

Nicht deklarationspflichtige Bagatell- und Gelegenheitsgeschenke sind in der Erklarung zur ASIP-Charta definiert.

4 FORM DER DEKLARATIONSPFLICHT

Die Deklaration von Vermdgensvorteilen erfolgt gemass Art. 10.1 des Anlagereglements.

5 ANDERUNGEN UND INKRAFTTRETEN

Dieser Anhang gilt als integrierender Bestandteil des Anlagereglements und wurde vom Stiftungsrat am 18.11.2021 geneh-
migt. Er tritt per 18.11.2021 in Kraft und kann vom Stiftungsrat unter Berticksichtigung der gesetzlichen Vorschriften jederzeit
geandert werden. Dieser Anhang ersetzt den Anhang vom 16.11.2017.
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\" KOMPETENZREGELUNG VERMOGENSANLAGEN (ohne
Immobilien Schweiz und deutschsprachiges Ausland ge-

mass Anhang VI)

ANHANG zum ANLAGEREGLEMENT giiltig ab 18.11.2021
Anlagekommission PAT-BVG AK
Geschéftsfuhrer PAT-BVG GF
Leiter Vermogensanlagen LVA

Investitionen in neue Umsetzungen / Mandate
Unabhangig von der Mandatsgrosse

AK AK LVA
1. Taktische Allokation und Reallokation in bestehende Umsetzungen / Mandate
Bis 0.2% der Vermogensanlagen (ohne Direktimmobilien) pro Transaktion; dies gilt fir maximal 5 L VA AK
Transaktionen pro Monat LVA
Zwischen 0.2% und 1.00% der Vermégensanlagen (ohne Direktimmobilien) pro Transaktion; dies gilt | L VA und GF AK L VA
fUr max. 1 Transaktion pro Monat gemeinsam
Ab 1% der Vermogensanlagen (ohne Direktimmobilien) pro Transaktion AK AK LVA

ANDERUNGEN UND INKRAFTTRETEN

Dieser Anhang gilt als integrierender Bestandteil des Anlagereglements und wurde vom Stiftungsrat am 18.11.2021 geneh-
migt. Er tritt per 18.11.2021 in Kraft und kann vom Stiftungsrat unter Berlicksichtigung der gesetzlichen Vorschriften jederzeit
geandert werden.
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Vi KOMPETENZREGELUNG IMMOBILIEN SCHWEIZ UND
DEUTSCHSPRACHIGES AUSLAND

ANHANG zum ANLAGEREGLEMENT giiltig ab 18.11.2021
Legende
Stiftungsrat PAT-BVG SR
Immobilienkommission PAT-BVG IK
Anlagekommission PAT-BVG AK
Anlagekommission DAGID AK DAGID
Geschéftsleitung PAT-BVG GL
Leiter Ressort Immobilien RL
Ressort Immobilien RI
Mandatsbeauftragte Immobilien Ml
KOMPETENZEN Vor-
Kompetenz i
. P Information an: tung /
bei
An-
trag
1 Sanierungen / Unterhalt / Reparaturen in der Schweiz
Bis zu einem Betrag von CHF 800°000: RL IK (Sitzung) RI
SR (via IK-Protokoll)
Zwischen einem Betrag von CHF 800000 und CHF 3200°000: GL IK (Sitzung) RI
SR (via IK-Protokoll)
Ab einem Betrag von CHF 3200000: IK SR (IK-Protokoll) RI
2 Neuinvestitionen in der Schweiz und im Ausland (ausserhalb Anlagestiftung) | |
2.1 Projektentwicklungen IK SR (IK-Protokoll) RI
2.2 Akquisition bestehender Liegenschaften IK SR (IK-Protokoll) RI
2.3 Performanceneutrale Veranderungen wahrend der Projektphase
bis 10% RL IK (Sitzung) RI
SR (IK-Protokoll)
zwischen 10% und 20% GL IK (Sitzung) RI
SR (IK-Protokoll)
ab 20% IK SR (IK-Protokoll) RI
3 Neuinvestitionen deutschsprachiges Ausland innerhalb Anlagestiftung DAI / Anlagegruppe DAGID
3.1 Objektentscheide AK DAGID SR PAT-BVG Ml
3.2 Kapitalzusage AK PAT-BVG SR PAT-BVG Ml
3.3 Performanceneutrale Veranderungen wahrend der Projektphase
bis 10% AK DAGID
zwischen 10% und 20% AK DAGID
ab 20% AK DAGID

5 ANDERUNGEN UND INKRAFTTRETEN

Dieser Anhang gilt als integrierender Bestandteil des Anlagereglements und wurde vom Stiftungsrat am 18.11.2021 geneh-
migt. Er tritt per 18.11.2021 in Kraft und kann vom Stiftungsrat unter Berticksichtigung der gesetzlichen Vorschriften jederzeit
geandert werden.
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	VI KOMPETENZREGELUNG IMMOBILIEN SCHWEIZ UND DEUTSCHSPRACHIGES AUSLAND

	Die Vermögensverwalter müssen die Artikel 10.1 bis 10.6 dieses Reglements nachweislich erfüllen. Sie befolgen einen klar strukturierten und nachvollziehbaren Anlageprozess. Ihre Entschädigung ist marktüblich. 
	Die Leistung der Vermögensverwalter wird regelmässig durch den Investment-Controller überwacht. Werden die vorgegebenen Ziele nicht erreicht oder wird festgestellt, dass der Vermögensverwalter eine andere als die vorgängig definierte Methodik in der Verwaltung des Vermögens anwendet, so kommt er auf die „Watchlist“. Die Performance wird in kürzeren Abständen mit der Anlagekommission besprochen. Diese entscheidet, ob und wann dem Vermögensverwalter in einem solchen Fall das Mandat entzogen wird. 
	Die Bewertungsgrundsätze gemäss den Fachempfehlungen zur Rechnungslegung Swiss GAAP FER 26 (Art. 48 BVV2) sind einzuhalten.
	Fremdwährungen werden zu Kurswerten per Stichtag umgerechnet.
	Wertschriftenanlagen, die über einen offiziellen Marktwert verfügen, werden zum Kurswert per Stichtag bewertet. Fehlt ein offizieller Marktwert, gelten die errechneten bzw. inneren Werte (NAV Net Asset Value) oder die Rücknahmepreise von Anteilsrechten. Festverzinsliche Anlagen werden zuzüglich Marchzinsen bewertet. 
	Direkte Immobilienanlagen werden in der Regel nach der Discounted Cash Flow-Methode (nachfolgend DCF-Methode) bewertet. 
	Flüssige Mittel, Forderungen, Verbindlichkeiten und Hypotheken werden in der Regel zum Nominalwert bewertet.
	Die Wertschwankungsreserve wird jährlich gemäss einem statistischen Modell berechnet, welches auf einer Value-at-Risk-Methode beruht und folgende Parameter miteinbezieht:
	- die Anlagestrategie (SAA) per Stichdatum (insbesondere deren Risikoprofil);
	- die Diversifikation zwischen den verschiedenen Anlagekategorien (Korrelationsmatrix);
	- die Kosten der Passiven der PAT-BVG;
	- eventuelle andere Kosten (Vermögensverwaltung, usw.);
	Das statistische Modell kann ausserordentliche Ereignisse nur bedingt abbilden, weshalb ein absoluter Schutz vor einer temporären Unterdeckung nicht garantiert werden kann.
	Sind die Wertschwankungsreserven nicht vollständig geäufnet, so sind Leistungsverbesserungen nach Art. 46 BVV2 zulässig,  wenn mindestens 50 Prozent des Ertragsüberschusses für die Äufnung der Wertschwankungsreserve bis zum Erreichen der Zielgrösse verwendet werden.
	Trägt die PAT-BVG versicherungstechnische Risiken, führt sie entsprechende Rückstellungen. Die Art und Höhe dieser Rückstellungen werden jährlich vom anerkannten Experten für berufliche Vorsorge ermittelt und sind in einem separaten Rückstellungsreglement im Detail beschrieben. Dem Grundsatz der Stetigkeit ist Rechnung zu tragen. 

